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Regenwasser-
behandlung

4.0

4.1

Für eine ordnungsgemäße Regenwasserbehandlung wird auf das Merkblatt 
ATV-M 153 "Handlungsempfehlung zum Umgang mit Regenwasser", (August 
2007) korrigierter Stand 2012 und das Arbeitsblatt ATV-A 138 "Planung, Bau 
und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser", April 
2005 hingewiesen.

Die Versickerung von Niederschlagswasser von Kfz-Stellplätzen, privaten 
Hof- und Verkehrsflächen und Dachflächen in gewerblich genutzten 
Gebieten ist nicht erlaubnisfrei.

Zur detaillierten Erkundung der Baugrund- und Grundwasserverhältnisse
wurde für die Flur Nr. 2579, Gemarkung Vagen, durch das Büro Crystal 
Geotechnik im Oktober 2016 ein geotechnisches Baugrundgutachten 
erstellt. Das Gutachten kann bei der Gemeinde Feldkirchen-Westerham zu 
den ortsüblichen Öffnungszeiten eingesehen werden.

DIN- und 
sonstige
Vorschriften

Hinweis:
Die folgenden gestalterischen Festsetzungen werden zur Steuerung und Lenkung 
des Ortsbildss getroffen. 

FESTSETZUNGEN ZUR GRÜNORDNUNG DURCH 
PLANZEICHEN UND TEXT

B

Immissionsschutz

HINWEISED
Flurnummer

Bestehende 
Flurstücksgrenzen

Aufzuhebende 
Flurstücksgrenzen

Bestehende bauliche 
Anlagen

Vorgeschlagener 
Baukörper

x

z.B.
2579 Bahnline Bestand

Erschließung geplant

Denkmalpflege

Schutz des
Oberbodens

A , B , C

4.

Pyl.

Werbeanlagen, Pylone

Werbeanlagen und Pylone sind nur zulässig an der Stätte ihrer Leistung und 
müssen baulich untergeordnet sein. 
Eine freie Aufstellung, außer auf den hierfür festgesetzten Standorten laut neben-
stehenden Planzeichen, ist nicht zulässig.

Werbeanlagen sind auf Dächern nicht zugelassen. Werbeanlagen an Fassaden 
dürfen die Traufe oder die OK Attika bei Flachächern nicht überragen. 
Werbeanlagen müssen so gestaltet sein, dass sie nach Form, Farbe, Maßstab und 
Anbringungsart mit der Architektur des Gebäudes harmonieren.
Bewegliche Lichtwerbung, laufende Schriften, sich bewegende Anlagen etc. sind 
unzulässig.
Werbeanlagen an Einfriedungen sind unzulässig. 
Hinweis:
Werbeanlagen mit einer Fläche größer als 1 m² sind über die Vorschrift des 
Art. 55 Abs. 1 BayBO genehmigungspflichtig, soweit sie nicht unter die im 
Art. 57 Abs. 1 Satz 1 Ziff. 12 BayBO genannten Werbeanlagen fallen.

Einfriedungen5.
Bei der Errichtung von Einfriedungen ist eine Bodenfreiheit von 10 cm für Kleintiere 
einzuhalten. Sockelmauern sind unzulässig. 

Zäune aus Metall sind zu hinterpflanzen. 

1.0 Flächen für den ruhenden Verkehr (KFZ-Stellplätze) sowie Zufahrten 
(i. V. m. § 9 Abs. 1 Nr. 4, 11 BauGB)

Auf ausreichende Grünflächen zur Gliederung der Verkehrsflächen und zur 
Minimierung des Versiegelungsgrades ist zu achten (siehe auch Ziff. B 2.1.2). 
Auf den Freiflächengestaltungsplan als Bestandteil des Vorhaben- und 
Erschließungsplanes wird verwiesen.

Die Befestigung von Stellplätzen mit bituminösen Decken ist allgemein unzulässig. 
Statt dessen sind wasserdurchlässige Beläge aus Natur- oder Betonstein, Rasenfugen-
pflaster, wassergebundene Decken oder ähnliche Beläge zu verwenden.

Nicht überbaute, private Grundstücksflächen sind allgemein zu begrünen und 
zu pflegen.

Private Grün- und Freiflächen (i. V. m. § 9 Abs. 1 Nr. 10, 15 BauGB)2.0

2.1 Private Grünflächen

2.1.2

2.1.1 Private Grünfläche
Zweckbestimmung: Eingrünung des Baugebiets

Private Grünfläche
Zweckbestimmung: Entwässerungsmulden und Gliederung der
Parkplätze

3.0 Bindungen für Bepflanzungen und Maßnahmen zum Anpflanzen von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (i. V. m. § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

Von der dargestellten Lage der Gehölze kann geringfügig abgewichen werden, 
wenn technische, funktionale oder gestalterische Gründe dies erfordern.

Alle Pflanzungen sind aus heimischen, standortgerechten Bäumen und Sträuchern 
fachgerecht herzustellen. Die gepflanzten Gehölze sind zu pflegen, zu erhalten und 
bei Ausfall durch Neupflanzung gemäß den festgesetzten Pflanzqualitäten zu ersetzen. 

Für Einsaaten resp. Gehölzpflanzungen ist vorzugsweise autochthones Saat-/
Pflanzgut zu verwenden (gebietseigene Herkunft).

Die Verwendung von Sorten mit Säulen-, Pyramiden- und Hängeformen, 
buntlaubige Gehölze sowie alle Koniferen ist nicht zulässig.

3.1

Mindestqualität Bäumen 2. Ordnung: H 3 xv STU 16-18

Laub- und Obstbäume, zu pflanzen 
Mindestqualität Bäumen 1. Ordnung: H 3 xv STU 20-25

3.2 Pflanzflächen
Pro 50 m² Pflanzfläche sind je 2 Heister zu pflanzen.
Artenauswahl und Pflanzqualitäten siehe Freiflächengestaltungs-
plan zum Bauantrag.
Mindestqualität von Sträuchern: Str 2xv HOE 150 -175

Hecken Freiwachsende und geschnittene Hecken sind zulässig. Es dürfen 
aber nur heimische Laubholzarten verwendet werden. 
Nadelgehölze und Thujen sind nicht zulässig.

3.3

Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft (i. V. m. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Die, im Rahmen der Naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung gemäß § 8a Abs. 1 
BNatSchG sowie § 1a Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 3 BauGB erforderlichen Ausgleichs-
flächen können nicht innerhalb des Geltungsbereiches des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes Nr. 103 "Nahversorgung Westerham" dargestellt werden. 

Die erforderlichen Flächen sind auf externem Gebiet, Flur Nr. 226/2,227,224 der 
Gemeinde Emmering, Gemarkung Schalldorf auszuführen (siehe Lageplan Externe 
Ausgleichsflächen sowie Anhang 1 Umweltbericht und Naturschutzrechtliche 
Eingriffsregelung und Anhang 2 Ausgleichsflächen der Begründung zu diesem 
Bebauungsplan). 

Ausgleichsflächen und -maßnahmen

Grünflächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur
und Landschaft als Fläche für den Ausgleich (i. S. des § 1 a Abs. 3 
BauGB) für die geplanten Eingriffe auf der Flur Nr. 2579 T.

Entwicklungsziel der externen Ausgleichsfläche:
Entwicklung eines Lebensraummosaiks bestehend aus extensiv 
Grünland, naturnahem Gewässer und abgestuften, naturnahen 
Waldrand. 

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches 
der externen Ausgleichsfläche

Maßnahmen:
(schematische Anordnung der Maßnahmen siehe Lageplan)
- Extensiv genutztes Grünland:
  Aushagerung der Fläche über zwei Jahre mit mind. 3-mahliger 
  Mahd im Jahr. Das Mähgut ist von der Fläche abzufahren.
  Im dritten Jahr Umstellung auf einmalige Mahd. Die Mahd hat 
  ab dem 01. September zu erfolgen.

- Pflanzung eines Waldrandes mit autochthonen Gehölzarten.

- Aufweitung des Entwässerungsgrabens.

- Pflanzung einer Baumreihe, Abstand der Bäume 12-15 m, Anzahl 
  und Lage der Bäume sind in folgendem Lageplan dargestellt,
  Mindestqualität H 3xv STU 12-14
  Die Artenauswahl soll sich an der potenziellen natürlichen 
  Vegetation orientieren (Vegetationskomplex M6cT). 
  Pflanzauswahl, z.B.
  Acer pseudoplatanus  -   Berg-Ahorn
  Fagus silvatica              -   Rot-Buche
  Sorbus aucuparia         -   Eberesche

- Kein Einsatz von Pflanzenschutzmittel oder Dünger.

- Markierung der Ausgleichfläche mit Eichenpfosten entlang der 
  Grenzen, Abstand der Eichenpfosten ca. 10-15m, ø der Eichen-
  pfosten mind. 10 cm, Länge mind. 1,20 m.

Die Ausgleichsflächen sind vor Wildverbiss zu schützen. 
Ausgefallene Gehölze müssen gleichwertig ersetzt werden.

Bodendenkmäler, die bei der Ausführung der Baumaßnahmen zu Tage 
treten, unterliegen allgemein der Meldepflicht nach Art. 8 Denkmalschutz-
gesetz (DSchG) und sind dem Bayer. Landesamt für Denkmalpflege BLfD 
unverzüglich anzuzeigen.

Zur Einleitung von Niederschlagswasser in das Grundwasser ist beim Land-
ratsamt Rosenheim, Sachgebiet III/1 (Wasserrecht) ein Antrag auf wasser-
rechtliche Erlaubnis zu stellen. 

Schutz des Oberbodens gem. § 202 BauGB; vor Beginn der Ausführungs-
arbeiten ist der wieder verwendbare Oberboden gem. DIN 18915 abzu-
tragen und sachgerecht zu lagern. Die Qualität des Oberbodens darf 
durch die Lagerung nicht beeinträchtigt werden. Die Norm DIN 19731 zur 
Verwertung des Bodenmaterials ist anzuwenden. Das Auffüllen der Bau-
gruben oder das sonstige Einbringen bodenfremder Materialien in oder 
auf den Boden, die nicht den Vorgaben des § 12 BBodSchG entsprechen, 
sind zu vermeiden.

Vorgeschlagene 
Stellplätze

Für den Bebauungsplan ist die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung von 1990 
anzuwenden. 

PLANUNGSGRUNDLAGEN
Dieser Bebauungsplan wurde über CAD erstellt. Für die Lagegenauigkeit der Darstellung wird 
keine Gewähr übernommen.

Für das Planungsgebiet wurde im Juli 2016 bzw. Februar 2018 ein schall-
technisches Gutachten durch Steger & Partner GmbH erstellt. Die Unter-
suchung bildet die Grundlage für die Festsetzung von Vorkehrungen zum 
Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen und kann bei der Gemeinde 
zu den ortsüblichen Öffnungszeiten eingesehen werden.

Gewerbe-
geräusche

Mit dem Bauantrag oder Antrag auf Nutzungsänderung im Rahmen des 
jeweiligen Genehmigungsverfahrens kann die Genehmigungsbehörde den 
Nachweis fordern, dass die festgesetzten Emissionskontingente LEK durch 
das entsprechende Vorhaben nicht überschritten werden. Der Nachweis 
ist für die in den Festsetzungen genannten Immissionsorte zu führen.

Soweit der Bebauungsplan Bezug auf DIN- und sonstige Vorschriften sowie
Regelwerke nimmt, können diese, ebenso wie der Bebauungsplan, im Bau-
amt der Gemeinde Feldkirchen-Westerham zu den ortsüblichen Öffnungs-
zeiten eingesehen werden.

Landwirtschaft Durch die Bewirtschaftung der umliegenden landwirtschaftlichen Flächen 
ist im Planungsgebiet mit temporären Beeinträchtigungen zu rechnen.

Die Empfehlung gilt nicht für Flächen für notwendige technische Anlagen, 
erforderliche nutzbare Freibereiche auf den Dächern oder für Anlagen zur 
Nutzung der Sonnenenergie und des Sonnenlichts.

Extensive 
Dachbegrünung

Es wird empfohlen, Flachdächer im Sinne eines erweiterten Lebensraumes 
und zur Kompensation der Auswirkungen auf das Regenrückhaltevolumen 
dauerhaft und fachgerecht mit bodendeckenden Pflanzen extensiv zu 
begrünen. Dabei ist eine durchwurzelbare Gesamtschichtdicke von mind.
8 cm vorzusehen. Für die Dachbegrünung ist, soweit funktionell möglich, 
grundsätzlich Saat- und Pflanzgut regionaler Herkunft des Vegetations-
spektrums Sedum - Moos - Kraut zu verwenden.

Geplante Baum-
pflanzungen

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das Merkblatt FGSV-Nr. 939 
"Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle", der Forschungsgesellschaft 
für Straßen- und Verkehrswesen FSGV, Ausgabe 2013 zu beachten. Es ist 
sicherzustellen, dass durch Baumpflanzungen der Bau, die Unterhaltung 
und die Erweiterung von Telekommunikationslinien und sonstigen Leitungen 
nicht behindert werden.

Straßenplanung
Aiblinger Straße

Für die Umgestaltung der Aiblinger Straße wurde durch das Ingenieurbüro 
M. K. Weisser GbR, 83043 Bad Aibling eine qualifizierte Straßenplanug 
erstellt (Stand 23.06.2016). 

Bodenmechanik Für das Vorhaben wurde eine Baugrunderkundung durch die 
Crystal Geotechnik GmbH; Schustergasse 14, 83512 Wasserburg a. Inn
durchgeführt (Stand 20.09.2016). Die Untersuchung kann bei der Gemeinde
zu den ortsüblichen Öffnungszeiten eingesehen werden.

Bezeichnung der Gebäude mit
abweichenden Festsetzungen
zur Art der Nutzung (Ziff. A 2.1),
Maß der Nutzung (Ziff. A 3.4) 
und zur Höhenlage der 
Gebäude (Ziff C 1.)

A FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN UND TEXT
Grenze des räumlichen Geltungsbereiches (§ 9 Abs. 7 BauGB)1.0

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
Nr. 103 "Nahversorgung Westerham"

2.0 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

2.1 Sondergebiet "Großflächiger Einzelhandel - Nahversorgungszentrum"

Einzel-
handel

SO Sondergebiet SO gemäß § 11 BauNVO
Zweckbestimmung: 
Großflächiger Einzelhandel - Nahversorgungszentrum

Für Gebäude A  gilt:
Zulässig sind:
- Großflächige Einzelhandelsbetriebe mit einer Verkaufsfläche 
  von maximal 1.420 m², die als Vollsortimenter der örtlichen Nah-
  versorgung dienen,
- die der Versorgung mit Gütern des täglichen Bedarfs dienenden 
  Läden und Cafés.
Für Gebäude B  gilt:
Zulässig sind:
- Großflächige Einzelhandelsbetriebe mit einer Verkaufsfläche von 
  maximal 1.180 m², die als Discounter der örtlichen Nahversorgung 
  dienen.

Für Gebäude C  gilt:
Zulässig sind:
- Einzelhandelsbetriebe mit einer Verkaufsfläche von max. 742 m², 
  die als Drogeriemarkt der örtlichen Nahversorgung dienen.

Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)3.0
Das Maß der baulichen Nutzung wird i. V. m. § 16 Abs. 2 BauNVO bestimmt durch 
Festsetzung 
- der zulässigen Grundflächenzahl GRZ,
- der zulässigen Wandhöhe WH.

3.1 Zulässige Grundflächenzahl GRZ
Im Sondergebiet "Großflächiger Einzelhandel - Nahversorgungs-
zentrum" wird die maximal zulässige Grundflächenzahl GRZ gemäß 
§ 19 Abs. 1 BauNVO auf 0,64 begrenzt.

GRZ 0,64

Entsprechend § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO darf die zulässige Grund-
fläche durch die Grundflächen der in § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO
bezeichneten Anlagen (z. B. Nebenanlagen im Sinne des 
§ 14 BauNVO sowie Stellplätze mit ihren Zufahrten etc.) um bis zu 
50 % überschritten werden. Eine daraus resultierende Über-
schreitung der Kappungsgrenze (GRZ von 0,8) ist zugelassen.

z.B. WH 7,60

Zulässige Wandhöhe3.2

Zulässige Wandhöhe WH [m] gemäß § 18 BauNVO als Höchstmaß,
gemessen von Oberkante Fertigfußboden Erdgeschoß OK.FFB.EG
bis zum Schnittpunkt der traufseitigen Außenwand mit der OK 
Dachhaut bzw. bis zur OK der Attika bzw. bis zum oberen Abschluss 
der traufseitigen Außenwand. Bei geneigten Dächern ist die 
größte WH maßgebend. 

Hinweis:
Zur Oberkante Fertigfußboden Erdgeschoß OK.FFB.EG [m ü. NN]
siehe Ziff. C 1.0 Höhenlage der Gebäude.

Die maximal zulässige Wandhöhe 
wird planteilbezogen festgesetzt. EG I OK.FFB.EG W

H

Skizze (Bsp. Attika):

4.0 Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)
4.1 Bauweise

Die Länge der Gebäude darf 50 m überschreiten.

Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 103 
"Nahversorgung Westerham" wird gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO 
eine abweichende Bauweise festgesetzt.

Abweichende
Bauweise

4.2 Überbaubare Grundstücksfläche
Die überbaubaren Grundstücksflächen sind gemäß § 23 Abs. 1 BauNVO durch die 
im Plan eingetragenen Baugrenzen festgesetzt.
Die Abstandsflächen nach Art. 6 BayBO sind allgemein einzuhalten.

Baugrenze gemäß § 23 Abs. 3 BauNVO
Die Baugrenzen dürfen nicht überschritten werden.

5.0 Flächen für Nebenanlagen und für den ruhenden Verkehr, Verkehrsflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4, 11 BauGB)
Es gilt die Verordnung über den Bau und Betrieb von Garagen sowie über die Zahl
der notwendigen Stellplätze (GaStellV) vom 30.11.1993, letzte berücksichtigte
Änderung durch Verordnung vom 25.04.2015
Untergeordnete Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 1 und 2 BauNVO sind auf den 
nicht überbaubaren, privaten Grundstücksflächen nicht zugelassen. 

Bewegliche Wertstoff- und Abfallsammelbehälter sind innerhalb der baulichen 
Anlagen unterzubringen.

Auf den, mit nebenstehendem Planzeichen versehenen Flächen 
und innerhalb der Baugrenze ist die Errichtung von Nebenanlagen 
und baulicher Anlagen zulässig, die räumlich-funktional der Haupt-
nutzung und dem Nutzungszweck des Baugebiets zugeordnet sind.

5.1

Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, 
Garagen und Gemeinschaftsanlagen

5.2

Auf den mit nebenstehendem Planzeichen versehenen Flächen 
sind das Parken von Fahrzeugen, Anlieferung, das Abstellen von 
Fahrrädern etc. allgemein zulässig. 
Ausnahmen bilden die entsprechend Ziff. B 2.1.1 festgesetzten
Grünflächen.

Öffentliche Verkehrsfläche 
mit Straßenbegrenzungslinie

5.3

Vorgeschriebene Ein- bzw. Ausfahrt / Anschluss an die öffentliche 
Verkehrsfläche

5.4

Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt5.5

Wenn dem Vorhaben nur ein Teil der Kontingentfläche zuzuordnen ist, so ist auch 
nur das Emissionskontingent LEK dieser Teilfläche dem Vorhaben zuzuordnen. 
Sind dem Vorhaben mehrere Kontingentflächen oder mehrere Teile von Kontingent-
flächen zuzuordnen, so sind die jeweiligen Immissionskontingente LIK zu summieren.

6.1 Kontingentierung der Geräuschemissionen - Fortsetzung -

Ein festgesetztes Emissionskontingent darf zeitgleich nicht von mehreren Anlagen 
oder Betrieben in Anspruch genommen werden.

Wenn Anlagen oder Betriebe Immissionskontingente von nicht zur Anlage oder zum 
Betrieb gehörenden Kontingentflächen und/oder Teilen davon in Anspruch nehmen, 
ist eine zeitlich parallele Inanspruchnahme dieser Immissionskontingente öffentlich-
rechtlich auszuschließen (z. B. durch Dienstbarkeit oder öffentlich-rechtlichen Vertrag).

Die Berechnung der zulässigen Immissionskontingente LIK je Betrieb ist unter aus-
schließlicher Berücksichtigung der geometrischen Ausbreitungsdämpfung nach der 
Formel ΔL = 10 * log (4πs²/s

0
²) mit s

0
 = 1 m und s = Abstand in m, mit gleicher Höhe 

von Kontingentfläche und Immissionsort durchzuführen. 
Das Ergebnis ist auf 0,1 dB(A) zu runden.

Der Nachweis der Einhaltung der sich aus den Emissionskontingenten LEK ergeben-
den zulässigen Geräuschimmissionskontingenten LIK der einzelnen Betriebe ist für 
die in der nachfolgenden Tabelle angeführten Immissionsorte mit den entsprechen-
den Gauß-Krüger-Koordinaten zu führen:

Unterschreitet der sich auf Grund der Festsetzung ergebende zulässige Immissions-
anteil LIK des Betriebes den am Immissionsort geltenden Immissionsrichtwert um 
mehr als 15 dB(A), so erhöht sich der zulässige Immissionsanteil auf den Wert 
LIK = Immissionsrichtwert - 15 dB(A) [Relevanzgrenze].

Immissionsort westliche Länge östliche Länge

Flur Nr. 2548/13

Flur Nr. 2550/3

Flur Nr. 2578

Flur Nr. 2580/20

Flur Nr. 2580/21

Flur Nr. 2580/22

4488413,2

4488335,2

4488363,7

4488425,6

4488452,4

4488476,6

5306349,2

5306385,4

5306525,1

5306410,6

5306435,4

5306467,9
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Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen 
Gefahren im Sinne des BImSchG (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB).

6.0

Das ausgewiesene Sondergebiet ist gemäß § 11 Abs. 2 Satz 1 BauNVO entspr. seiner 
Zweckbestimmung und der Art der Nutzung im Sinne von § 1 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 
BauNVO hinsichtlich der maximal zulässigen Geräuschemissionen gegliedert.

Kontingentierung der Geräuschemissionen6.1

Es sind nur Betriebe und Anlagen zulässig, deren Geräuschemissionen je m² Grund-
fläche folgende Emissionskontingente LEK und die immissionsortbezogenen Zusatz-
kontingente L(EK),zus nicht überschreiten:

Flur Nr. 
2580/22

Flur Nr. 
2580/21

Flur Nr. 
2580/20

Flur Nr. 
2578

Flur Nr. 
2550/3

Flur Nr. 
2548/13

L(EK),zus L(EK),zus L(EK),zus L(EK),zus L(EK),zus L(EK),zusL(EK)
Nacht Nacht Nacht Nacht Nacht Nacht NachtTag Tag Tag Tag Tag Tag Tag
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Als emittierende Flächen gelten die Flächen innerhalb des entsprechenden 
Planzeichens (siehe folgender Lageplan Emissionskontingente).

Höhenlage der Gebäude:1.

C BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN IN
VERBINDUNG MIT ART. 81 BAYBO

Die Fußbodenoberkante Erdgeschoss bezeichnet mit FOK. EG. ist entsprechend 
Planeintrag mit Höhenbezug über NN (Normal Null) festgesetzt. 

Fassadengestaltung2.
Glänzende und reflektierende Fassaden und Fassadenbekleidungen sowie grelle 
Fassadenanstriche sind nicht zulässig.

Dachgestaltung3.

Zur Reduzierung der Baumassen (Firsthöhen) sind flachgeneigte Dächer städtebau-
lich erwünscht. Grundrissabhängig besteht keine Bindung an die Form des geneigten 
Daches. Material und Farbgebung der Dächer sollen zu einem harmonischen Er-
scheinungsbild im Baugebiet beitragen und im Kontext mit der Umgebung stehen.

LAGEPLAN     PLANFASSUNG ZUR BEKANNTMACHUNG     JULI 2018     M 1 : 1.000
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Gemarkung Schalldorf, Gemeinde Emmering, Flur Nr. 226/2,227,224
LAGEPLAN   AUSGLEICHSFLÄCHEN EXTERN      M 1 : 2.000

Die Mindestanzahl und Standorte für Baumpflanzungen sind im Plan festgesetzt. Die 
Anzahl der Bäume darf nicht unterschritten werden.

Die Artenauswahl sollte sich an den standortlichen, natur- und kulturraumtypischen 
Vorkommen orientieren. Die genannten Mindestpflanzqualitäten sind zu beachten. 
Auf den Freiflächengestaltungsplan des Vorhaben- und Erschließungsplanes wird 
verwiesen.

Gemeinde Feldkirchen- Westerham  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Gemeinde Feldkirchen- Westerham  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom                            wurde mit der 
Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom                           bis                    
öffentlich ausgelegt. 

Gemeinde Feldkirchen- Westerham  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am                                
gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. 
Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. 

Der Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom                           wurde 
mit der Begründung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB in der Zeit vom                           
bis                          öffentlich ausgelegt. 

Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom                     wurden die 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4a Abs. 2 BauGB in
der Zeit vom                              bis                               wiederholt beteiligt.

 (Siegel)

 (Siegel)

 (Siegel)

Der Gemeinderat der Gemeinde Feldkirchen- Westerham hat in der Sitzung 
vom                              die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
Nr. 103  "Nahversorgung Westerham" beschlossen.

Die Gemeinde Feldkirchen-Westerham hat mit Beschluss des Gemeinderats vom 
                              den Bebauungsplan Nr. 103 "Nahversorgung Westerham" gemäß 
§ 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom                           als Satzung beschlossen. 

Zu dem Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom _______________ wurden 
die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
in der Zeit vom                                  bis                                beteiligt.

7.0

8.0

1.0

3.0

5.0

6.0

2.0

4.0

GEMEINDE FELDKIRCHEN-WESTERHAM

Landkreis Rosenheim

Vorhabenbezogener Bebauungsplan 
Nr. 103 "Nahversorgung Westerham"

Die Gemeinde Feldkirchen - Westerham erlässt auf Grund des § 2 und § 10 
des Baugesetzbuches (BauGB) und i. V. m. den §§ 1, 3, 4, 8 und 9 BauGB, 
der Artikel 4, 5, 6, 7, 8 und 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) sowie des 
Artikels 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO), jeweils in der 
zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses gültigen Fassung, diesen vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan Nr. 103 "Nahversorgung Westerham" 
mit integrierter Grünordnung als

S a t z u n g .

Fassung:

Ausgefertigt, den _________________

 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .   
           Hans Schaberl
           (Erster Bürgermeister)                    

 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .   
             Hans Schaberl
           (Erster Bürgermeister)                    

 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .   
             Hans Schaberl
          (Erster Bürgermeister)                    
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